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Sicherheitsgründen ist es not-

wendig, zumindest den Was-

serkanal sauber zu machen 

und wild gewachsene Kräuter 

zu mähen. Das Wasser darf 

nicht vom Wasserkanal ins 

Zwischenlager mit den 

schwarzen Säcken eindringen.  

Ein Drittel der Reisfelder sind 

als vorläufiges Zwischenlager 

belegt, und die Gelände sind 

mit einem Zaun umgeben. 

Diese Realität musste er dabei 

erneut wahrnehmen und be-

kam dadurch ein Ohnmachts-

gefühl. Es scheint, dass er sich 

trotzdem so auf eine mögliche 

Rückkehr vorbereitet. 

Miyuki weiß, dass Shuko in 

die Heimat zurück will. Nach 

ihrer Einschätzung beobachten 

die anderen Bauern, was Shu-

ko vorhat, weil er vor der Ka-

tastrophe eine führende Rolle 

für die Selbstbestimmung der 

Landwirtschaft in Iitate hatte. 

Wenn er nach Hause zurück-

geht, könnten die anderen ihm 

folgen. 

Nachdem die Studentinnen-

gruppe von der Ferris-Univer-

sität im Café Agri in 

Fukushima angekommen war, 

redeten Shuko und Miyuki 

nacheinander vor den Studen-

tinnen. Dabei wurde klar, dass 

Shuko nach Hause zurück 

will, während Miyuki das für 

unmöglich hält. Miyuki hat 

immer noch Angst vor der 

Radioaktivität. Deshalb will 

sie noch in der Stadt 

Fukushima bleiben. 

Ich fragte sie anschließend, 

wie es bei ihnen weitergeht. 

Sie erklärte spontan: „Wir hal-

ten trotzdem irgendwie 

durch.“ Das war eine starke 

Botschaft. 
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Epidemiologie 
 

Mißbildungen 
bei Käfern in der 
Nähe von Atom-
kraftwerken 
 
Nach den Atomunfällen von 

Tschernobyl und Fukushima 

berichteten mehrere Studien 

über gesundheitsschädliche 

Auswirkungen auf Wildtiere. 

Epidemiologische Studien an 

Menschen zeigen einen signi-

fikanten Anstieg der Leukä-

mierate bei Kleinkindern in 

einem Umkreis von 5 Kilome-

tern um Atomkraftwerke. 

Cornelia Hesse-Honegger und 

Alfred Körblein untersuchten 

im Rahmen einer ökologi-

schen Studie morphologische 

Anomalien bei echten Käfern 

(Heteroptera), die in der Um-

gebung von drei Schweizer 

Atomkraftwerken (NPS) ge-

sammelt wurden. In einer Ent-

fernung bis 5 Kilometer fand 

sich eine Häufigkeit von Ab-

normitäten von 14,1 Prozent 

und in größerem Abstand von 

6,8 Prozent. Das ist eine signi-

fikante Verdopplung in der 

Nähe der AKW (RR = 2,1, 

P<0,0001). Die entsprechende 

Odds Ratio betrug 2,26 (95% 

CI: 1,59, 3,18). Eine logisti-

sche Regression von Abnor-

malitätsraten auf die reziproke 

Entfernung für jedes Kraft-

werk ergab einen signifikan-

ten Trend für das Kraftwerk 

Beznau (Regressionskoeffi-

zient β = 1,5 ± 0,3, P 

<0,0001), war aber nicht sig-

nifikant für die Kraftwerke 

Gösgen und Leibstadt. Dies ist 

die erste Studie, die schädli-

che Gesundheitseffekte bei In-

sekten in der Nähe von Atom-

kraftwerken im Normalbetrieb 

aufzeigt. 

Körblein A, Hesse-Honegger C. 

Morphological Abnormalities in 

True Bugs (Heteroptera) near 

Swiss Nuclear Power Stations. 

Chem Biodivers. 2018 May 24. 

doi: 10.1002/cbdv.201800099. 

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pu

bmed/29799168   

 
Atomwirtschaft 
 

Wortbruch der 
Atomkonzerne 
 
Kommentar von Henrik 
Paulitz, IPPNW 
 
Jahrzehntelang hatten die Atom-

kraftwerksbetreiber versprochen, 

nach der Abschaltung der 

Atomkraftwerke müsse die All-

gemeinheit keinen Cent (Pfen-

nig) für die Atommüll-Ent-

sorgung bezahlen. 2016 setzte 

die mächtige Atomindustrie 

durch, dass der Staat den 

Unternehmen die Verantwor-

tung für die Atommüll-End-

lagerung abnimmt. Die Steuer-

zahlerinnen und Steuerzahler 

haften nun für dreistellige 

Milliardenbeträge. Dieser Wort-

bruch der Konzerne ist noch 

lange nicht aufgearbeitet.  

Mit dem Versprechen der 

Atomindustrie, der Allgemein-

heit keine erdrückende Kos-

tenlast zu hinterlassen, konnte 

sie jahrzehntelang Strompreis-

erhöhungen auch damit be-

gründen, so genannte Entsor-

gungs-Rückstellungen für den 

Atommüll zu bilden. Das 

System hatte für die Konzerne 

enorme Vorteile: Von den 

Stromkunden verlangten sie 

immer höhere Strompreise. 

Die damit gebildeten Rück-

stellungen waren weitgehend 

steuerfrei, konnten aber wie 

ganz normale Gewinne in alle 

möglichen Geldanlagen inves-

tiert werden.  

Ohne teure Kredite aufneh-

men zu müssen, konnten die 

Stromkonzerne mit den Milli-

arden der Stromkunden ande-

re, auch branchenfremde Un-

ternehmen aufkaufen (u.a. stie-

gen sie ins Müll- und Tele-

kommunikationsgeschäft ein), 

schufen riesige Firmenimpe-

rien und realisierten gigan-

tische Gewinne.  

Stets wurde versprochen und 

„vorgerechnet“, dass die Ent-

sorgungsrückstellungen für 

den Atomkraftwerks-Rückbau 

und die Atommüll-Entsorgung 

selbstverständlich ausreichen 

werden.  

Als es mit der Stilllegung der 

Atomkraftwerke darum ging, 

das Versprechen einzulösen, 

waren die Atomkraftwerksbe-

treiber Meister darin, sich arm 

zu rechnen und Vermögen 

verschwinden zu lassen. Ge-

genüber der Öffentlichkeit 

wurde der Eindruck vermittelt, 

man solle froh sein, einen Teil 

der Entsorgungs-Rückstellun-

gen in einen öffentlichen 

„Entsorgungsfonds“ überfüh-

ren zu können, statt am Ende 

gar nichts zu bekommen  

Mit einer „Einmalzahlung“ 

von rund 24 Milliarden Euro – 

einem Teil der Gelder der 

Stromkunden! – konnte sich 

die Atomwirtschaft 2017 voll-

ständig aus der Verantwortung 

stehlen und von der Haftung 

für die Atommüll-Entsorgung 

vollständig freikaufen. Auch 

für die Zwischenlagerung sind 

nun Staat und Allgemeinheit 

verantwortlich.  

Zwischen- und „Endlage-
rung“ sollen aktuellen 
Angaben zufolge 120 
Milliarden Euro kosten 

Die entstehende Atommüll-

Industrie wird ein Interesse an 

ständigen weiteren „Kosten-

steigerungen“ haben, sind jetzt 

doch die Steuerzahler/innen 

und die nachfolgenden Gene-

rationen verantwortlich dafür, 
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die überhöhten Rechnungen 

zu begleichen. 

Professorin Claudia Kemfert 

vom Deutschen Institut für 

Wirtschaftsforschung deutete 

im Interview mit dem 

Deutschlandfunk am 7. Juni 

2017 an, was auf uns und auf 

nachfolgende Generationen 

zukommt: Das „ohnehin nicht 

ausreichende Geld“ für den 

Atomfonds werde durch die 

Rückzahlung der Kernbrenn-

stoffsteuer (rund 7 Milliarden 

Euro) nun noch weniger wer-

den „und die Steuerzahler 

müssen noch mehr Geld be-

zahlen, denn der riesige Kos-

ten-Tsunami rollt ja erst durch 

die Atomenergie auf die Ge-

sellschaft zu, mit dem Rück-

bau der Atomkraftwerke und 

dem Atommüll, was dort auch 

noch bezahlt werden muss al-

lein durch die Gesellschaft. Es 

wird ein Fass ohne Boden, die 

Kosten sind einfach immens 

groß.“ Es geht um dreistellige 

Milliardenbeträge. 

Es geht um einen der größten 

Skandale der Bundesrepublik 

Deutschland. Selten gab es ei-

nen Wortbruch mit derartig 

weitreichenden Konsequen-

zen. Es bedarf dringend einer 

Korrektur.  

 
Atomwirtschaft 
 

Nichts gelernt 
 
Das Nuklearprogramm 
Russlands 
 
Am 26. April 1986, ereignete 

sich im Atomkraftwerk Tscher-

nobyl eine der größten Atom-

katastrophen in der Geschichte 

der Atomenergie. Der Block 4 

im sowjetischen Atomkraftwerk 

Tschernobyl wurde zerstört. 

Mehr als 330.000 Menschen 

wurden aus dem unmittelba-

ren Umkreis des havarierten 

Reaktors evakuiert. 

Aus dieser Atomkatastrophe 

haben die Verantwortlichen 

der Sowjetunion und des heu-

tigen Russlands wenig gelernt. 

Sie setzen weiterhin auf den 

Ausbau der Atomenergie und 

haben ein umfangreiches Nuk-

learprogramm aufgelegt. Da-

rauf wiesen die NaturFreunde 

Berlin und Anti-Atom-Berlin 

in einer Informationsveran-

staltung am 26. April 2018 

hin. 

Der staatliche russische Atom-

reaktorbauer Rosatom bietet 

ausländischen Regierungen in-

tegrierte Pakete an: Reaktoren 

inklusive Finanzierung plus 

langfristige Uranlieferungen. 

Im Gegenzug müssen die Re-

gierungen staatlich garantierte 

Mindestpreise und Abnahme-

garantien von bis zu 60 Jahren 

für den produzierten Atom-

strom vertraglich zusagen. Die-

se Vertragsform wurde beim 

geplanten türkischen Atom-

meiler in Akkuyu erstmalig 

vertraglich fixiert. Allein in 

Afrika verhandelt Russland 

heute mit mehr als 10 Staaten 

über den Bau von Atomkraft-

werken. 

Der staatliche Atomenergie-

konzern Rosatom schreibt auf 

seiner Internetseite: „ROSATOM 

versammelt unter seinem 

Dach Firmen, die an der Ar-

beit jedes einzelnen Gliedes 

der Technologiekette beteiligt 

sind, einschließlich der Uran-

gewinnung und -anreicherung, 

Nuklearbrennstoffproduktion, 

Ausrüstungsherstellung und 

Engineering, Kraftwerkbetrieb 

und Technologien für Lage-

rung des abgebrannten Kern-

brennstoffes und Nuklearab-

fallentsorgung. (…) Zum ge-

genwärtigen Zeitpunkt schließt 

die „ROSATOM“ Holding über 

300 Firmen und Organisatio-

nen ein, in denen etwa 250 

000 Mitarbeiter tätig sind.“ 

Weiter weist Rosatom auf sei-

ner Internetseite darauf hin: 

„Rosatom gehört zu den 

Hauptakteuren auf dem welt-

weiten Markt für Nuklear-

technik: Platz 1 weltweit hin-

sichtlich der Portfoliogröße 

der ausländischen Projekte (34 

Energieblöcke in 12 Ländern); 

Nr. 1 weltweit im Bereich der 

Urananreicherung (36% des 

Weltmarktes); Nr. 2 weltweit 

bei Uranvorräten und Nr. 4 in 

Bezug auf das Uranfördervo-

lumen; 17% des Weltmarktes 

für Kernbrennstoffe; 35 Ener-

gieblöcke werden in 10 russi-

schen Kernkraftwerken be-

trieben; Belieferung von 45 

Ländern weltweit.“ 

Rosatom  hat   im   Jahr   2016 

sein Auftragsvolumen im 

Ausland um 20,9 Prozent auf 

133,4 Milliarden Dollar stei-

gern können. 36 Atomreakto-

ren sollen von Rosatom im 

Ausland gebaut werden. Russ-

land verhandelt unter anderem 

mit Saudi-Arabien, Ungarn, 

Finnland, der Republik Südaf-

rika, Ghana, Nigeria, Laos, 

Vietnam, Myanmar, Indonesi-

en und China über den Bau 

neuer Atomreaktoren. Auch 

ist der Rosatom-Konzern stra-

tegischer Partner für den ge-

planten Bau des neuen ungari-

schen AKW in Paks.  

 
Tschernobyl 
 

Verzögerung 
bei der neuen 
Schutzhülle 
 
Die Bundesregierung sieht in 

der Inbetriebnahme der neuen 

Schutzhülle am havarierten 

ukrainischen Atomkraftwerk 

Tschernobyl eine der wesent-

lichen kurzfristigen Heraus-

forderungen an dem Standort. 

Laut Darstellung der Bundes-

regierung verzögert sich die 

für Mai 2018 geplante Fertig-

stellung des sogenannten New 

Safe Confinement (NSC) auf-

grund radiologischer Proble-

me bei Bohrarbeiten der Ab-

dichtmembran an der Ostseite 

des Gebäudebereiches. Das 

geht aus einer Antwort der 

Bundesregierung (Bundestags-

drucksache 19/1873) vom 25. 

April 2018 auf eine Kleine 

Anfrage der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen hervor. Der 

Abschluss der Arbeiten sei 

nun für das vierte Quartal 

2018 vorgesehen. Das NSC 

soll den havarierten Block 4 

des Atomkraftwerks für 100 

Jahre abschirmen, heißt es. 

Die Dichtheit und Korrosi-

onsbeständigkeit des NSC sei-

en daher als eine der wesentli-

chen langfristigen Herausfor-

derungen zu betrachten, meint 

die Bundesregierung.  

 
Atomwirtschaft 
 

Kernenergie-
pläne der 
polnischen 
Regierung 
 
Die derzeitige polnische Re-

gierung hält nach Erkenntnis-

sen der Bundesregierung da-

ran fest, in die Kernenergie-

nutzung einzusteigen. Eine 

angekündigte Überarbeitung 

des 2014 vom polnischen Mi-

nisterrat angenommenen Kern-

energieprogrammes stehe aber 

noch aus, schreibt die Bundes-

regierung in einer Antwort 

(Bundestagsdrucksache 19/1872 

vom 25.4.2018) auf eine Klei-

ne Anfrage der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Demnach 

seien zwei Atomkraftwerke 

von zirka 6.000 Megawatt 

elektrischer Gesamtleistung 

(MWe) geplant. Es gebe zu-

dem Überlegungen, „Hochtem-

peraturreaktoren für die Pro-

zesswärme in der chemischen 

Industrie einzusetzen und da-

mit Prozesswärme aus Kohle 

und Gas zu substituieren“, 

heißt es in der Antwort. Laut 

Darstellung der Bundesregie-

rung ist noch keine Entschei-

dung darüber gefallen, wie 

Polen den Bau der Kraftwerke 

finanzieren will.  

 
„Mayak“ 
 

Freisetzung von 
Ruthenium-106 
 
Das wahrscheinlichste Ur-

sprungsgebiet für das Ende 

September 2017 freigesetzte 

und vielerorts in Europa ge-

messene Ruthenium-106 liegt 

laut Berechnungen des Bun-


